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innovationsbedingt hohen Arbeitspro-
duktivität bleiben die Beschäftigungs-
wirkungen des Wirtschaftswachstums in
Deutschland niedrig. 

Eine derartige Politik ist von der Re-
gierung Kohl nicht zu erwarten. Die not-
wendige Bedingung für eine andere Po-
litik ist ein Regierungswechsel. Doch die
Alternative hätte wenig Chancen, wenn
der neue Kanzler Ernst macht mit dem
strukturkonservativen Slogan: „Grund-
sätzlich wird nichts geändert, wir ma-
chen es nur besser!“ Deshalb wird es,
nachdem der erste notwendige Schritt
des Regierungswechsels gelungen ist,
darauf ankommen, den Politikwechsel
durch soziale Bewegung zu forcieren.

Rudolf Hickel

Warnsignal aus
Warschau

Ein naßkalter Tag Anfang November
1969 in Warschau: Helmut Kohl war An-
fang der Woche zu einem zehntägigen
Staatsbesuch auf dem Regierungsflug-
hafen gelandet und mit allen Ehren
empfangen worden. (Hans-Dietrich
Genscher hatte sich geweigert, Kohl von
Anfang bis Ende zu begleiten. Er, Gen-
scher, wisse gar nicht, was er so lange in
Polen tun solle, hieß es aus seiner Umge-
bung. Zehn Tage – das sei völlig unüb-
lich) Kohl und seine Delegation wohnten
in einem kurz zuvor eröffneten Luxusho-
tel neben dem Hauptbahnhof. Dort hatte
auch Regierungssprecher Hans Klein
sein Büro eingerichtet. Plötzlich lud man
uns Korrespondenten zu einer Presse-
konferenz ein. Wir erfuhren von der Öff-
nung der Mauer und Kohls Entschluß,
sofort nach Berlin zu fliegen. Das bedeu-
te, so Klein damals, aber keineswegs den
vorzeitigen Abbruch des Staatsbesu-

rung, Wirtschaft und Gesellschaft sollten
sich auf die Arbeitsplatzlücke einstellen?

Wann wird endlich auch hierzulande
die Erkenntnis in Politik umgesetzt, daß
statt Arbeitslosigkeit Arbeit zu finanzie-
ren ist? Wer ist bereit, die vorbildlichen
arbeitsmarktpolitischen Sofortmaßnah-
men der Jospin-Regierung in Frankreich
anzuerkennen – und in der Bundesrepu-
blik ähnliches in Angriff zu nehmen?
Wer ist willens, die brachliegende
Arbeitskraft durch einen öffentlich
garantierten Beschäftigungssektor für
gesellschaftlich notwendige Arbeiten zu
erschließen? 

Zu den Elementen einer tragfähigen
Alternative zur gescheiterten Angebots-
politik, die den Zielen Arbeit und Um-
welt dienten, gehören folgende:

- Wirtschaftliches Wachstum ist durch
die Stärkung der Binnenwirtschaft zu
mobilisieren. Dazu gehört die Reaktivie-
rung der inländischen Kaufkraft.

- Zukunftsfähige Arbeitsplätze müs-
sen auch durch den ökologischen Um-
bau der Wirtschaft geschaffen werden. 

- Die Finanzpolitik sollte endlich wie-
der ihrer gesamtwirtschaftlichen Verant-
wortung gerecht werden. Einsparungen
in den Sozialetats als Antwort auf Steu-
erausfälle und wachsende Kosten wir-
ken krisenverschärfend. 

- Die dringend erforderliche Steuer-
politik muß auf die Stärkung der Mas-
senkaufkraft ausgerichtet werden. 

- Der auszuschöpfende Verteilungs-
spielraum der Lohnpolitik leitet sich aus
dem Ausgleich für Produktivitätszu-
wachs- und Inflationsrate ab. 

- Als wichtigstes Integrationsprojekt
braucht die EU eine aktive Beschäfti-
gungspolitik. Denn der Euro wird kein
Jobwunder auslösen. Im Gegenteil, sei-
ne Bindung an einen massiven Abbau
von Staatsausgaben zur Erfüllung des
Euro-Mitgliedkriteriums – maximal 3%
Neuverschuldung im Verhältnis zum
Bruttoinlandsprodukt – kostet Arbeits-
plätze. 

- Maßnahmen zur Arbeitszeitverkür-
zung, also zur Umverteilung der Arbeit
sind dringend geboten. Denn wegen der
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Bayern zu ihren Jahresversammlungen
trafen. Aber die Töne wurden leiser und
leiser. Die Vertriebenen schienen sich
mehr als ein halbes Jahrhundert nach
der Vertreibung in der neuen Heimat
etabliert zu haben – endlich. Doch dann
nahte Pfingsten 1998 – mit zwei Wahlen
in Bayern, Ministerpräsident Edmund
Stoiber will bei der Landtagswahl am
13. September seine absolute Mehrheit
im Freistaat verteidigen und die Verlu-
ste zwei Wochen später bei der Bundes-
tagswahl so niedrig wie möglich halten
– auch oder gerade wegen der sich ab-
zeichnenden Ablösung der Regierung
Kohl. Also versprach er den Vertriebe-
nen das Blaue vom Himmel, versicherte
sie seiner vollen Unterstützung und
stellte als dilettierender Außenpolitiker
den zuständigen Minister Klaus Kinkel
ins Abseits. Gleichzeitig verabschiede-
ten CDU-, CSU- und FDP-Fraktion im
Deutschen Bundestag eine Resolution,
die es aus polnischer Sicht in sich hatte:
Heimatvertriebene, Aussiedler und
deutsche Minderheiten in Mittel- und
Osteuropa müßten beim Zusammen-
wirken Deutschlands mit seinen östli-
chen Nachbarn umfassend einbezogen
werden. Beim Beitritt Polens und der
Tschechischen Republik zur EU und zur
NATO werde hoffentlich auch das
Recht der Freizügigkeit und der Nie-
derlassungsfreiheit eingehalten. Als sei
alles gemeinsam terminiert gewesen,
goß die neue Präsidentin des Bundes
der Vertriebenen, Erika Steinbach, mit
ihrer Pfingstrede kräftig Öl ins Feuer.
Zuerst bezweifelte sie Nazigreueltaten
in der ehemaligen Tschechoslowakei,
was sie später dementierte und zurecht-
zurücken suchte. Dann meinte sie über-
heblich, Polen sei „nicht reif“ für die
EU, weil es den deutschen Vertriebe-
nen „nicht einmal die selbstverständli-
chen Rechte wie Freizügigkeit und Nie-
derlassungsfreiheit einräumen“ wolle.
Außerdem müsse Polen vorher das
„Unrecht der Vertreibung ausgeräumt“
haben. Das seien keine „schrillen Tö-
ne“, meinte Steinbach später und griff
gleichzeitig den Außenminister an.

ches. Der Bundeskanzler werde nach
eineinhalb Tagen zurückkommen, nach
Wroclaw, dort Polens ersten demokra-
tisch gewählten Ministerpräsidenten,
Tadeusz Mazowiecki, treffen und mit
ihm gemeinsam am Folgetag zum Gut
Kreisau fahren. Das war für Kohl ein be-
sonders wichtiger Programmpunkt.
Denn die Ruine von Kreisau sollte zu ei-
ner polnisch-deutschen Jugendbegeg-
nungsstätte ausgebaut werden. Kohl
hatte um diesen Ort gebeten, weil dort
1942 die Widerstandsgruppe um den
Grafen James von Moltke entstanden
war. Nachdem am folgenden Tag beide
Regierungschefs in klirrender Kälte ihre
Reden gehalten hatten, zwang Kohl den
Gastgeber förmlich in seine Arme. Der
schmale, schlanke, mittelgroße polni-
sche Politiker hatte zu wenig körperliche
Kraft, sich aus der deutschen Umklam-
merung zu befreien. Die Bilder von je-
nem erzwungenen Clinch gingen rund
um die Welt.

Kohls Geste war wohl kalkuliert. Vor
den Fernsehkameras der Welt wollte er
zeigen, daß bei einer Vereinigung der
beiden deutschen Staaten Polens West-
grenze unberührt bleiben werde. Das
größere Deutschland werde versuchen,
so Kohl damals in Niederschlesien, sich
mit Polen ähnlich wie zuvor mit Frank-
reich zu versöhnen und Freundschaft zu
schließen. Kohl hat Wort gehalten, im-
mer wieder nachdrücklich für die Unan-
tastbarkeit der polnischen Grenzen plä-
diert, und im Zwei-plus-vier-Vertrag er-
kannten sowohl die großen Siegermäch-
te des Zweiten Weltkrieges als auch die
beiden deutschen Staaten die nach 1945
entstandenen Grenzen in Europa als
endgültig an. Polen konnte in Ruhe da-
mit beginnen, seinen nun demokratisch
geführten Staat aufzubauen.

„Schrille Töne“

Alljährlich vor Pfingsten gab es zwar
immer mal wieder Störaktionen, wenn
sich der Bund der Vertriebenen oder die
Sudetendeutsche Landsmannschaft in
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Themen bleiben „offen“

Kontra bekam die Vertriebenenfunk-
tionärin auch von der Präsidentin des
Deutschen Bundestages. Rita Süßmuth
kritisierte Steinbach u.a., weil sie Polen
die EU-Reife abgesprochen habe. Das
seien „falsche Töne“. Nun müßten in
Gesprächen mit Polen Sorgen und
Mißverständnisse ausgeräumt werden.
„Es ist jetzt nicht die Stunde, neue Mau-
ern in den Köpfen aufzubauen.“

Während in Prag der neue Katalog
von Vertriebenenforderungen relativ
gelassen zur Kenntnis genommen wur-
de, ist die Erklärung im Sejm unzwei-
deutig und spiegelt die Stimmung im
Land. Die große sozialdemokratische Ta-
geszeitung in Warschau, die „Trybuna“,

Manche Vertriebene seien „nicht sehr
erfreut“ über Kinkels Haltung, völker-
rechtlich offene Fragen auf die lange
Bank zu schieben. Er spekuliere offen-
bar auf das Aussterben der ersten Ver-
triebenengeneration. „Die Vertriebe-
nen haben kein Grenzproblem“, sagte
die Präsidentin und hat damit recht. Die
polnische Westgrenze haben die frühe-
ren Ostdeutschen nach jahrzehntelan-
gem Zögern endlich zur Kenntnis ge-
nommen. Nun aber fallen manchem
Funktionär neue Fallstricke ein. Müsse
nicht den Vertriebenen ihr ehemaliger
Besitz zurückgegeben werden? Hätten
sie keinen Anspruch auf Wiedergutma-
chung für die Vertreibung oder Ent-
schädigung durch den polnischen
Staat?

Kein Wunder, daß Polens Parlament,
reagieren mußte. In einer mit großer
Mehrheit verabschiedeten Erklärung
des Sejm heißt es u.a.: „Die Entschlie-
ßung des Bundestages vom 29. Mai 1998
weist gefährliche Tendenzen auf, die
nicht nur Polen zur Beunruhigung be-
rechtigen. Wir erwarten, daß die Deut-
schen alles tun, damit nicht durch ein
Partikular- und Augenblicksinteresse
vergeudet wird, was der größte Erfolg
Europas in den letzten Jahren ist. Ge-
meinsam tragen wir die Verantwortung
für eine dauerhafte friedliche Zusam-
menarbeit zwischen den Völkern.“

Steinbach und ihr Verband bekamen
in der Bundesrepublik deutlichen Wi-
derspruch – und zwar auch aus der CDU.
Der Vorsitzende des Auswärtigen Aus-
schusses des Deutschen Bundestages,
Karl-Heinz Hornhues (CDU) distanzier-
te sich nachdrücklich von der Forde-
rung, vor einem EU-Beitritt Polens müß-
ten deutsch-polnische Vertriebenen-
und Vermögensfragen geklärt werden.
Es sei richtig, Probleme offen anzuspre-
chen, allerdings so, daß „Ängste und
Empfindlichkeiten unserer polnischen
Nachbarn enrstgenommen werden.“
Deutschland bleibe bei seiner Haltung,
Polens Eintritt in die EU zu unterstützen.
Es habe keinerlei Interesse, Hürden für
Polen zu errichten.

Anzeige 
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der könnte reisen und zwar so schnell
wie möglich (und Joschka Fischer auch).
Er bräuchte nur seine Wahlkampftour
für wenige Tage zu unterbrechen. Ernst-
haft gefährdet dürften die polnischdeut-
schen Beziehungen nicht sein – trotz Eri-
ka Steinbach. Besonderer Pflege bedür-
fen sie dennoch. Es ist – leider – der Au-
genblick gekommen, unseren Nachbarn
in Warschau und Prag erneut ein Zei-
chen zu geben, daß die Endgültigkeit
der Grenzanerkennung bekräftigt.

Heiner Lichtenstein

Nigeria: 
Regime und Opposition

ohne Konzept

Zwei unerwartete Todesfälle innerhalb
eines Monats haben Nigeria in diesem
Sommer in die tiefste Krise seit nahezu
dreißig Jahren gestürzt. Am 8. Juni ver-
starb General Sani Abacha, Militärdikta-
tor des bevölkerungsreichsten Landes in
Afrika; am 7. Juli folgte Chief Moshood
Abiola, inhaftierter Sieger der vom Mi-
litär annullierten Präsidentschaftswahl
von 1993. 

Beide Ereignisse werden offiziell
„Herzversagen“ zugeschrieben, und
beide haben die politische Landschaft
Nigerias fundamental verändert. So-
wohl das herrschende Militär wie auch
die demokratische Opposition sind jetzt
führungslos. So treibt das Land mögli-
cherweise unabsehbaren Konvulsionen
entgegen, die bis zum Zerfall führen
könnten. 

Dabei hätte es so gar nicht kommen
müssen. Abachas Tod setzte zunächst ei-

kommentierte kürzlich auf der Titelseite,
auch mehr als 50 Jahre nach dem Zwei-
ten Weltkrieg seien einige Deutsche of-
fenbar noch immer nicht in der Lage, Po-
lens Empfindlichkeiten bei der West-
grenze zu verstehen.

In Polen ist die Angst vor den Deut-
schen neu erwacht, hat das Zündeln von
Vertriebenen ein Feuer entfacht. Es
macht das Gerücht die Runde, nach dem
Eintritt in die EU würden frühere Ost-
deutsche ihre Höfe und ihren Besitz ein-
fordern. Auch gibt es Ängste, reiche
Deutsche würden dann nach Polen drän-
gen und billige Grundstücke an der
Westgrenze aufkaufen wollen. Obwohl
es in der Resolution des Bundestages
heißt, man hoffe auf die Lösung bilatera-
ler Fragen mit Tschechien und Polen, lei-
ten viele Polen daraus den Versuch ab,
im Rahmen der Beitrittsverhandlungen
Vertriebenen zu ihrem ehemaligen Be-
sitz zu verhelfen. Und das, obwohl
Außenminister Kinkel mehrfach betont
hat, diese Fragen gehörten nicht zum
Verhandlungskatalog. Bonn hält die Ent-
eignung und Vertreibung für völker-
rechtswidrig. Polen sieht das verständli-
cherweise anders. Bonn kann nicht offizi-
ell Verzicht leisten, weil die Vertriebenen
dann einen Rechtstitel hätten, die Bun-
desrepublik zu verklagen. Deshalb muß
Bonn diese Themen für „offen“ erklären.
Jetzt kommt es darauf an, das seit der
Vereinigung gewachsene und nun ge-
störte Vertrauen wiederherzustellen. In
Warschau werden Gesten gut verstan-
den – schäbige wie freundliche. Daß Po-
len sich auf Bundestag und Bundesre-
gierung verlassen kann, weiß man öst-
lich von Oder und Neiße. Weil die Ost-
grenze aber unverändert und trotz aller
Verträge ein höchst sensibles Thema ist,
kann es nicht schaden, immer mal wie-
der zu unterstreichen, wie endgültig die-
se Grenze ist, die hoffentlich bald keine
Rolle mehr spielen wird. Rita Süßmuth
und Karl-Heinz Hornhues täten gut dar-
an, nach der Sommerpause nach War-
schau zu reisen. Gerade das aber steht
kaum zu erwarten – eben wegen der
Bundestagswahl! Aber Gerhard Schrö-




